
gewaltigung Alleintäter nur ein 
Mann sein.
Die schon früher vertretene These, 
wonach Mittäter nur sein könne, 
wer auch Alleintäter sein kann, ist 
u. E. auch nach Inkrafttreten des 
neuen StGB richtig. Im Interesse 
von Gesetzlichkeit und Rechtssicher­
heit muß der Grundsatz aufrechter­
halten bleiben, daß der Täter stets 
die im Gesetz geforderten Subjekt­
eigenschaften (Täterqualifikation) 
aufweisen muß. Das gilt notwendi­
gerweise sowohl für Alleintäter als 
auch für Mittäter, die ja ebenfalls 
Täter sind. Bei den Tatbeständen, 
bei denen spezifische Anforderungen 
an die Täterqualifikation gestellt 
werden, ist der Gesetzgeber von be­
sonderen strafpolitischen Aspekten 
ausgegangen. Hier sind nur bei Vor­
liegen der entsprechenden subjekt­
spezifischen Voraussetzungen be­
stimmte Verhaltensweisen straf­
rechtlich relevant. So wäre es z. B. 
falsch, bei den Straftaten gegen die 
militärische Disziplin die Mittäter­
schaft auch in den Fällen zu beja­
hen, in denen die geforderten Sub­
jekteigenschaften nicht vor liegen. 
Das würde dem rechtspolitischen 
Anliegen des Gesetzes eindeutig zu­
widerlaufen.
Auch von den angedrohten Maßnah­
men der strafrechtlichen' Verant­
wortlichkeit her ist es nicht notwen­
dig, diesen Grundsatz aufzugeben. 
Nach § 22 StGB ist der Gehilfe ge­
nauso wie der Mittäter „unter Be­
rücksichtigung der Schwere der ge­
samten Tat und der Art und Weise 
des Zusammenwirkens der Beteilig­
ten nach dem Umfang und den Aus­
wirkungen seines Tatbeitrages und 
seinen Beweggründen“ verantwort­
lich. Bei beiden Teilnahmeformen 
besteht die Möglichkeit der außer­
gewöhnlichen Strafmilderung, so daß 
die Strafe differenziert ausgespro­
chen werden kann. So kann z. B. 
eine Frau, die bei einer Vergewalti­
gung Gewalt gegenüber der Geschä­
digten anwendet und somit von der 
äußeren Form her wie ein männli­
cher Mittäter handelt, mit der glei­
chen Strafe wie der Täter belegt 
werden, u. U. sogar mit einer hö­
heren Strafe, wenn nämlich ihr Tat-

In der Rechtsprechung zur außer­
vertraglichen materiellen Verant­
wortlichkeit für Körperverletzun­
gen (§§ 823 ff. BGB) taucht nicht sel­
ten die Frage auf, ob das Blinden- 
und Sonderpflegegeld (im folgenden 
nur als Sonderpflegegeld bezeichnet) 
auf Schadenersatzleistungen, die der 
Schädiger zu erbringen hat, ahzu- 
rechnen ist. Diese Frage hat außer­
dem auch für die Regulierung von 
Schadensfällen durch die Staatliche 
Versicherung der DDR große Bedeu­
tung.
Eine möglichst einheitliche Lösung 
des Problems ist u. a. deshalb er­

beitrag noch massiver als der des 
Täters oder eines anderen Mittäters 
war. '
Die bisher unstrittige These, daß 
mittelbarer Täter nur sein kann, wer 
auch unmittelbarer Täter sein kann, 
muß — entgegen der Auffassung des. 
Kreisgerichts Halle-West — unbe­
dingt aufrechterhalten werden. Die 
mittelbare Täterschaft ist eine noch 
eindeutigere Form der Täterschaft 
als die Mittäterschaft. Deshalb ist 
sie auch in § 22 Abs. 1 StGB aus­
drücklich als Form der Täterschaft 
und nicht etwa als Form der Betei­
ligung geregelt. Mittelbarer Täter 
kann — genau wie bei der Mittäter­
schaft — nur derjenige sein, der die 
vom Gesetz geforderte spezielle Tä­
terqualifikation aufweist.
Aus der Formulierung des Tatbe­
stands der Vergewaltigung „eine 
Frau . z u m  außerehelichen Ge­
schlechtsverkehr zwingt“ ergibt sich, 
daß Täter nur ein Mann sein kann. 
Diese besondere Subjekteigenschaft 
ist für die mittelbare Täterschaft 
maßgebend. Ein Abweichen von 
diesem Grundsatz würde insbeson­
dere bei bestimmten eigenhändigen 
Delikten zu untragbaren Konsequen­
zen führen. Beispielsweise ergäbe 
sich daraus die Bejahung einer mit­
telbaren Täterschaft bei Geschlechts­
verkehr zwischen Verwandten, ob­
wohl der Täter kein in gerader Linie 
Verwandter i.- S. des § 152 Abs. 1 

gleiche träfe auch bei 
Mißbrauch Jugendlicher zu gleichge­
schlechtlichen Handlungen zu (§§ 150 
Abs. 2, 151 StGB).
Deshalb ist bei derartigen Handlun­
gen von folgendem auszugehen: Tritt­
eine Person, die nicht die im Gesetz 
geforderte Täterqualifikation auf­
weist, wie ein mittelbarer Täter auf, 
so ist sie strafrechtlich insoweit zur 
Verantwortung zu ziehen, als sie mit 
ihrem Verhalten den Tatbestand ei­
ner anderen Strafrechtsnorm ver­
wirklicht, z. B. bei Vergewaltigung 
im Sinne des § 121 StGB wegen Nö­
tigung und Mißbrauchs zu sexuellen 
Handlungen gemäß § 122'StGB.
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forderlich, weil das Sonderpflegegeld 
aus verschiedenen Finanzierungs­
quellen gezahlt wird. Gegenwärtig 
fließt es aus Mitteln des Staatshaus­
halts, aus Mitteln der Sozialversi­
cherung der Arbeiter und Angestell­
ten sowie aüs Mitteln der Sozialver­
sicherung für den Personenkreis, der 
bei der Staatlichen Versicherung 
versichert ist.
1. Soweit es das Sonderpflegegeld 
aus Mitteln des Staatshaushalts be­
trifft, hat das Oberste Gericht auf 
der Grundlage der VO über die wei­
tere soziale Sicherung der Blinden 
und anderer Schwerstbeschädigter

vom 18. Juni 1959 (GBl. I S. 606) ent­
schieden, daß es unabhängig von je­
dem anderen Einkommen gezahlt 
wird und dem Berechtigten persön­
lich zusteht*. Es darf daher nicht 
auf Schadenersatzleistungen, z. B. 
für vermehrte Bedürfnisse, ange­
rechnet werden.
2. Das Sonderpflegegeld aus Mitteln 
der Sozialversicherung der Arbeiter 
und Angestellten wird entsprechend 
den §§ 53 bis 58 der VO über die 
Gewährung und Berechnung von 
Renten der Sozialversicherung vom 
15. März 1968 (GBl. II S. 135) unab­
hängig vom erzielten Verdienst oder 
anderen Einkommen gewährt. Dort 
ist festgelegt, unter welchen Voraus­
setzungen und in welcher Höhe Son­
derpflegegeld gezahlt wird. Eine der 
wesentlichsten Voraussetzungen ist, 
daß der Grad der Gesundheitsschä­
digung erheblich ist.
Für die Frage, ob dieses Sonder­
pflegegeld auf Schadenersatzleistun­
gen anzurechnen ist, die ein Dritter 
gemäß den §§ 823, 843 BGB zu er­
bringen hat, sind folgende Erwägun­
gen beachtlich:
Nach § 843 BGB ist dem Verletzten 
bei Verminderung der Erwerbsfähig­
keit oder bei Vermehrung seiner Be­
dürfnisse auf Grund des Schadens­
ereignisses durch eine Geldrente 
Schadenersatz, zu leisten.
In § 73 der VO vom 15. März 1968 
ist festgelegt, daß dann, wenn ein 
Dritter zum Schadenersatz gegen­
über einem Werktätigen oder dessen 
Familienangehörigen verpflichtet ist 
und diese Personen Leistungen nach 
der VO erhalten, die von der Sozial­
versicherung gewährten Leistungen 
durch den Dritten zu erstatten sind. 
Das gilt auch für die Zahlung des 
Sonderpflegegeldes.
Bei formaler Auslegung des Wort­
lautes der VO vom 15. März 1968 
könnte man die Meinung vertreten, 
das Sonderpflegegeld wäre auf den 
Schadenersatz voll anzurechnen. Je­
doch muß man dabei vom Charak­
ter des Sonderpflegegeldes ausge­
hen. Gemäß den §§ 53 bis 58 der VO 
vom 15. März 1968 erhalten nur Per­
sonen mit schweren körperlichen 
Gebrechen Sonderpflegegeld. Diese 
Personen sind regelmäßig nicht in 
der Lage, sich selbst zu versorgen, 
sondern werden die Hilfe anderer 
Personen in Anspruch nehmen müs­
sen. Daraus könnte möglicherweise 
der Schluß gezogen werden, daß das 
Sonderpflegegeld nur für die Vergü­
tung fremder Hilfe gezahlt werde, 
es demzufolge keine für den 
Schwerstbeschädigten persönlich ge­
dachte Leistung sei und daher auf 
den Schadenersatz angerechnet wer­
den könne. Eine solche Auffassung 
ist aber mit den übrigen Regelungen 
der VO vom 15. März 1968 nicht ver­
einbar. So bestimmt § 58 Abs. 1, daß 
bei Heim- oder Krankenhausaufent­
halt 50 % des Sonderpflegegeldes an 
den Anspruchsberechtigten gezahlt 
werden. Im Heim oder im Kranken­
haus wird der Schwerstbeschädigte
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